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[bookmark: _Toc118813206]Einführung
Es ist ratsam, gesonderte Regelungen für die Vertragsbeendigung vorzusehen, insbesondere, wenn Unterstützungsleistungen zur Migration (gemeint ist der Übergang der Leistungen von einem Auftragnehmer auf den nachfolgenden – internen oder externen – Dienstleister) von Services auf einen Nachfolge-Dienstleister oder den Auftraggeber erforderlich werden. Die Klauseln „Übergaberegelungen“ entsprechen Ziffer 13 der EVB-IT Cloud AGB, Version 1.01 (Stand: 01.03.2022), allerdings mit dem Unterschied, dass hier die Möglichkeit des Abrufs von Unterstützungsleistungen auch ohne gesonderte Vereinbarung möglich ist.
Dazugehörige Musterklauseln
Nutzungshinweis: Die nachfolgenden Musterklauseln verpflichten den Auftragnehmer, dem Auftraggeber dessen Daten zum Vertragsende zur Verfügung zu stellen und die Migration zu einem nachfolgenden Dienstleister (dieser kann sowohl ein Externer als auch der Auftraggeber selbst sein) zu unterstützen. Damit soll sichergestellt werden, dass die Leistungen auch nach Vertragsbeendigung möglichst nahtlos erbracht werden können. 
Da dies für einen Auftraggeber von wesentlicher Bedeutung ist, wird der Auftragnehmer bei Bedarf bis zu sechs Monaten nach Vertragsbeendigung zu den entsprechenden Unterstützungsleistungen verpflichtet. Sollten sechs im Einzelfall aufgrund der Komplexität der Leistungen möglicherweise nicht ausreichend sein, kann dies auch individuell auf bis zu zwölf Monate erweitert werden. Dies sollte aber in jedem Fall die Grenze sein. 
Da der Auftragnehmer für Unterstützungsleistungen, die über das reine Zurverfügungstellung der Daten hinausgeht, zu vergüten ist, wird in den Klauseln auf die vereinbarten „Vergütungssätze“ verwiesen. 
Wichtig: Sind für die vereinbarten Hauptleistungen keine Vergütungssätze vereinbart, müssten für die Unterstützungsleistungen gesonderte Vergütungssätze vereinbart werden.
Die Klauseln sind so formuliert, dass sie in bestehende Vertragsmuster überführt werden können, in diesem Fall ist die Nummerierung entsprechend dem Vertragsmuster anzupassen.

Pflichten und Leistungen im Zusammenhang mit dem Vertragsende
Bereitstellung von Informationen, Verfügbarmachung
Der Auftragnehmer ist ohne gesonderte Vergütung verpflichtet, die Daten des Auftraggebers verfügbar zu machen (beispielsweise durch die Möglichkeit des Herunterladens). Es bleibt dem Auftraggeber unbenommen, die Zurverfügungstellung in einem anderen als dem vereinbarten Format zu verlangen, soweit dies dem Auftragnehmer nicht unzumutbar ist. Soweit diese Form der Zurverfügungstellung nachweislich zu einem wesentlichen Mehraufwand führt, kann der Auftragnehmer die Zurverfügungstellung von der Vereinbarung einer gesonderten zu vereinbarenden Vergütung abhängig machen.
Migrationsunterstützung
Der Auftraggeber ist für die Migration auf ein anderes System selbst verantwortlich. Der Auftragnehmer ist auf Verlangen im zumutbaren Umfang zur Erbringung von Leistungen verpflichtet, die erforderlich sind, um einen neuen Auftragnehmer oder den Auftraggeber in die Lage zu versetzen, die Leistung zu übernehmen. In diesem Zusammenhang schuldet der Auftragnehmer insbesondere folgende Leistungen:
Im Rahmen einer vereinbarten Migration nach Ziffer 1.2 wird der Auftragnehmer sich auf Wunsch des Auftraggebers mit dem von diesem mitgeteilten Ansprechpartner des geplanten Nachfolgers für die Leistungserbringung ins Benehmen setzen, sofern dieser vorab nachweislich zur Vertraulichkeit gegenüber Dritten verpflichtet wurde. Der Auftragnehmer wird mit dem Nachfolger die notwendigen, insbesondere die im Zusammenhang mit der Übertragung erforderlichen Leistungen abstimmen, z.B. ein Migrationskonzept. Unabhängig davon ist der Auftragnehmer verpflichtet, mit dem geplanten Nachfolger zusammenzuarbeiten und nach Möglichkeit zu gewährleisten, dass während der Übertragung keine schwerwiegenden oder erheblichen Störungen der Erbringung der geschuldeten Leistung auftreten. Der Nachfolger ist entsprechend zu verpflichten. Die Vergütung für die Migrationsunterstützung erfolgt nach Aufwand zu den vereinbarten Vergütungssätzen.
Soweit sich die Migration verzögert, gleichgültig aus welchem Grund, wird der Auftragnehmer einmalig die Leistung auf Anforderung des Auftraggebers im bisherigen Umfang über das ursprüngliche Vertragsende hinaus weiter erbringen, bis die Übertragung erfolgreich vollzogen ist, unabhängig hiervon maximal jedoch für einen Zeitraum von sechs Monaten. Die Leistungserbringung erfolgt zu den bisherigen Konditionen. Für den Fall, dass dem Auftragnehmer darüber hinaus durch notwendige Leistungen Mehraufwände entstehen, kann der Auftragnehmer eine angemessene Anpassung der Vergütung verlangen.
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